
ANALYSE DER SYSTEMISCHEN RELEVANZ UND ANWENDBARKEIT DER 
MWSTSYSTRL AUF DIE VORBEREITUNG ZUR WIEDERVERWENDUNG (VZW)

Untersuchung der Regelungslücke zwischen linearer Steuerlogik und zirkulärer 
Abfallhierarchie

ZUSAMMENFASSUNG (ABSTRACT) Diese Analyse weist nach, dass die 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) aufgrund ihrer historischen Entstehung (Logik der 
Linearwirtschaft) keine systemische Relevanz für die „Dritte Nutzungsphase“ der 
Kreislaufwirtschaft entfaltet. Es wird dargelegt, dass für die Besteuerung von Umweltleistungen an 
Gegenständen, deren Abfalleigenschaft beendet wurde, keine Rechtsgrundlage existiert. Eine 
Besteuerung erfolgt derzeit lediglich per unzulässiger Analogie, was zu einer verfassungsrechtlich 
bedenklichen Belastung der Erfüllung von Staatszielen (Art. 20a GG) führt.

1. SYSTEMISCHE DIVERGENZ: LINEARWIRTSCHAFT VS. 
KREISLAUFWIRTSCHAFT

Für die steuerliche Beurteilung ist eine strikte Trennung der Wirtschaftssysteme zwingend 
erforderlich.

• Die Linearwirtschaft (Phase 1 & 2): Der Lebenszyklus eines Produkts verläuft linear von 
der Herstellung (Phase 1) über den Handel bis zum Endverbraucher. Gibt der Verbraucher 
den Gegenstand weiter (Verkauf an Privat oder Händler), verbleibt der Gegenstand im Status 
eines Wirtschaftsgutes. Der Gebrauchtwarenhandel ist somit ein verlängerter Arm der 
Linearwirtschaft. Er vermarktet Güter, die ihren Produktstatus nie verloren haben.

• Die Kreislaufwirtschaft (Phase 3): Diese beginnt erst nach dem endgültigen 
Entledigungswillen des Verbrauchers, also mit dem Eintritt des Gegenstandes in den Status 
„Abfall“. Die durch die fünfstufige Abfallhierarchie eingeführte Vorbereitung zur 
Wiederverwendung (VzW) holt diesen Gegenstand aus dem Abfallregime zurück. Dies 
begründet eine dritte Nutzungsphase: Die Reaktivierung eines rechtlich bereits 
„entsorgten“ Gegenstandes.

2. HISTORISCHE INKOHÄRENZ (2006 VS. 2008)

Die Anwendung der MwStSystRL auf die VzW scheitert an der Chronologie der Gesetzgebung:

• MwStSystRL (2006): Die Richtlinie kodifiziert den Rechtsstand der 1970er und 1990er 
Jahre. Sie kennt nur zwei Zustände: Neuware oder Gebrauchtware (im Sinne einer 
kontinuierlichen Marktfähigkeit).

• Abfallrahmenrichtlinie (2008): Das Rechtsinstitut der VzW und das „Ende der 
Abfalleigenschaft“ zur Produktwerdung wurden erst zwei Jahre nach der Steuerrichtlinie 
eingeführt.

Schlussfolgerung: Die MwStSystRL ist „blind“ für die erst später geschaffene dritte 
Nutzungsphase. Sie enthält keine Regelungen für Gegenstände, die aus dem Abfallstatus gerettet 
wurden. Eine Anwendung von Vorschriften, die für lineare Marktprozesse geschaffen wurden, auf 
zirkuläre Abfallprozesse stellt einen rechtlichen Anachronismus dar.



3. UNANWENDBARKEIT DER DIFFERENZBESTEUERUNG (§ 25a UStG)

Der Versuch der Finanzverwaltung, die Regelungslücke durch die Anwendung der 
Differenzbesteuerung zu schließen, ist systemwidrig. Die Differenzbesteuerung wurde spezifisch 
für die zweite Nutzungsphase (Gebrauchthandel) konzipiert. Sie setzt technisch einen 
Einkaufspreis voraus (Handelslogik). Privatwirtschaftlich agierende Abfallwirte kaufen jedoch 
keine Handelsware, sondern übernehmen Abfall (ohne Einkaufspreis oder gegen eine Zahlung vom 
Abfallerzeuger). Ein Instrument der Linearwirtschaft auf die Kreislaufwirtschaft anzuwenden, ist 
technisch unmöglich. Wo kein Einkaufspreis existiert, kann keine Differenzbesteuerung im Sinne 
des Gesetzeszwecks greifen.

4. CHARAKTER DER LEISTUNG: UMWELTLEISTUNG STATT PRODUKTION

Die Einordnung des Abfallwirts als „Hersteller“ (Neuwarenbesteuerung) oder „Händler“ ist 
fehlerhaft.

• Keine Produktion: Es wird keine neue Ware aus Rohstoffen geschaffen.

• Kein Handel: Es wird keine Marktware an- und verkauft.

Der Abfallwirt erbringt vielmehr eine Umweltleistung. Er fungiert als „Hebamme“ für einen 
Gegenstand, der bereits existiert und für den die volle Steuer im ersten Lebenszyklus bereits 
entrichtet wurde. Die Leistung besteht darin, die Vernichtung einer bereits versteuerten Substanz zu 
verhindern und die Fortsetzung der Nutzung zu ermöglichen. Da die MwStSystRL nur 
Lieferungen und sonstige Leistungen im marktwirtschaftlichen Sinne kennt, nicht aber die „Rettung 
zur Nutzungsfortsetzung“ aus dem Abfallstatus, fehlt der steuerbare Tatbestand.

5. VERFASSUNGSRECHTLICHE DIMENSION (ART. 20a GG)

Die VzW dient der Umsetzung der gesetzlichen Abfallhierarchie und damit dem Staatsziel des 
Umweltschutzes gemäß Artikel 20a Grundgesetz. Da der Staat diese kleinteilige Daseinsvorsorge 
wirtschaftlich nicht selbst leisten kann, wird sie von privatwirtschaftlich agierenden Abfallwirten 
stellvertretend erbracht. Die Besteuerung dieser Tätigkeit führt zu dem paradoxen Ergebnis, dass 
der Staat die Erfüllung seiner eigenen verfassungsrechtlichen Pflichten durch Dritte finanziell 
bestraft. Eine Besteuerung von Umweltleistungen im Gemeinwohlinteresse ohne explizite 
gesetzliche Grundlage ist rechtsstaatlich unzulässig.

6. FAZIT UND RECHTSFOLGE

Es liegt eine planwidrige Regelungslücke vor.

1. Die MwStSystRL enthält keine Vorgaben für die dritte Nutzungsphase.

2. Die Anwendung linearer Instrumente (§ 25a UStG) scheitert an der tatsächlichen 
Ausgestaltung der Abfallwirtschaft.

3. Eine Besteuerung führt zu einer ungerechtfertigten Bereicherung des Staates 
(Doppelbesteuerung einer bereits versteuerten Substanz).

Gemäß dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Besteuerung (nullum tributum sine lege) ist eine 
Besteuerung ohne Rechtsgrundlage unzulässig. Bis zur Schaffung einer spezifischen Regelung, die 
den Charakter der VzW als Umweltleistung berücksichtigt, sind die entsprechenden Umsätze 
zwingend steuerfrei zu stellen.


